
wortungsbewußtem Verhalten erzogen werden. Dazu haben sie Ur­
sachen und Bedingungen von Straftaten zu beseitigen, Gesetzlichkeit 
und Disziplin zu festigen und Sicherheit und Ordnung zu gewährleisten. 
Die staatlichen und gesellschaftlichen Organe der Rechtspflege sind 
verpflichtet, mit ihren Erfahrungen Staats- und Wirtschaftsorgane, 
Betriebe, Einrichtungen, Genossenschaften und Massenorganisationen 
und gesellschaftliche Kollektive bei der Verhütung von Straftaten und 
der gesellschaftlichen Erziehung Straffälliger wirksam zu unterstützen 
und dabei auf die Vervollkommnung der Leitungstätigkeit und Erzie­
hungsarbeit hinzuwirken.

3 .  K a p i t e l

Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

1. A b s c h n i t t  

Allgemeine Bestimmungen

§ 26
Maßnahmen zur Verhütung weiterer Straftaten

Die Leiter der Betriebe, der staatlichen Organe und Einrichtungen, 
die Vorstände der Genossenschaften und die Leitungen der gesellschaft­
lichen Organisationen, in deren Verantwortungsbereich eine Straftat 
begangen wurde oder der Täter arbeitet, haben in enger Zusammen­
arbeit mit den Werktätigen, ihren Kollektiven und Organisationen 
Maßnahmen zu beraten und durchzuführen, um Ursachen und Bedin­
gungen der Tat zu beseitigen, zur erzieherischen Einwirkung auf den 
Rechtsverletzer beizutragen, die kollektive Erziehung zu fördern und 
damit weitere Straftaten zu verhüten. Die Leiter sind für die Erfüllung 
dieser Verpflichtung gegenüber den zuständigen Organen rechenschafts­
pflichtig.

4. A b s c h n i t t  

Strafen mit Freiheitsentzug

§ 46
Pflichten der staatlichen Organe, Betriebe und gesellschaftlichen Or­
ganisationen bei der Wiedereingliederung

Die Leiter der Betriebe, der staatlichen Organe und Einrichtungen, 
die Vorstände der Genossenschaften und die Leitungen der gesellschaft­
lichen Organisationen haben bei der Wiedereingliederung solcher Bür-
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